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A Finanzielle Auswirkungen

Mit der antragsgemäßen Entscheidung sind

23-V-39-0001
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I AKuelle Prognose Erg€bnisrechnung Dezernat
Prognose Zuschussbedarf

HMS-Ampel rol Isrün abs.:
in %:

11.446.486,32C
20,8%

ll Aktuolle Prognose lnvestillonsmanagement Dezernal

lnvestitionscontrolling lnvestition
Budget verfügte Ausgaben (lsl)

lnstandhaltung abs.:

in ?*,'.

lll Üborsicht finanzi€lle Auswlrkungen der SiEungsvorlag€
Es handelt sich um I Mehrkosten n budgettechnische Umselzung

Bei Bedarf Hinweise I Erläuterung (me!. 7:o zeichen)

Oie Berechnung dor Personal- und Sachkosten basiert auf der Leitlinie Pe6onalkostenkalkulation 2022

Tvp Jahr Bezoichnuno
G6sämt-

kostan APUÜPL

Fh6nzi6.unO

(Sp.r6. Enrlo)
Korlli6run0

(ott9l(t und Kor|lo)

co 2024 fi 99 870 C 99 870 0 1100021i 630098

co 2024 fl Sachloslen 9.700 c 9.700 c 30004 1 i 680000

Sumrno oanmalioo Kos€n

Surnmo Folgokocteo: 109.570 C 109.570 C
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SV 2$V-39-0001 - Personalmehö6darf im Bereich TierschuE und Tierseuchenüberwachung

B Kurzbeschreibung des Vorhabens (verpllichtend)

(D'r lnh6hc di€s.s Feldes v,re.den [.uß.r boi varlraulichsn Vorl6g€n. wi€ z. B. Diszip]insrvodagenl im lnlerneUlnlran€t veröfendicht- Es dürl6n hi6a
keine p€rsononb€aog6noo Oalen im Sinne c,6 Hessisch6n Dal€nschutsgesetres ven endol lr€rden (Ausn6hho: Einwillioungs€.llärun€ des/der
Betrotloncn llegt vo.). E.gänzend€ E äuterunoen. soweit srlorderlich, siehe D. Begdndung, Pkl. ll)

Aufgabenzuwächse durch geseEliche Vorgaben (2. B. neue EU-Kontrollverordnung) machen die Zuset-
zung von Personal im Amt für Velerinärwesen und Verbraucherschutz im Bereich Tierschutz/Tierseuchen-
überwachung notwendig. Es handelt sich um die Wahrnehmung geseElicher michtaufgaben der Kom-
mune zum Schutz der Gesundheit und zur Wahrung der Belange der Verbrauch6rinnen und Verbraucher.

C Beschlussvorschlag

1. Es wird zur Kenntnis genommen, dass

1.1 . die staatlichen Amter des Veterinärwesens aufgrund des Gesetzes zur Kommunalisierung des Land-
rates sowie des Oberbürgermeisters als Behörden der Landesverwaltung vom 21. Mäz 2005 durch
den Hessischen Landtag in die Stadtverwaltung eingegliedert und Personal und Sachausstattung
übernommen wurden. Die Personalkost€n werden auf d€r Basis des Stichtages 31. Dezember 2004
erstatlel. lnklusive der Sachmittelerstattung erhält die LHW einen jährlichen Landeszuschuss in Höhe
von 679.800 C;

'1.2. der Hessische Städte.und Landkreistag aufgrund der Mehrbelastung der kreisfreien Städte und der
Landkreise in den Bereichen des Veterinärwesens und Verbraucherschutzes seil Dezember 2014 die
Landesregierung - bisher ergebnislos - m6hrfach aufgefordert hat, die seit mchr€r6n Jahren fällige
Erhöhung der Beträge, die das Land den Kommunen zur Bewältigung der kommunalisierten Aufga-
ben im V€terinärbereich zahlt, umzuseDen;

1.3. die Aufgaben im Bereich des Tierschutzes und der Tierseuchenüberuvachung auch naih 2014 noch
durch gestiegene Anforderungen und züsätzliche Aufgabenbereiche (Erlaubnisse § 11 Tierschc,
Tollwutquarantänen, Umsetzung der Veterinärkontrollverordnung, Maßnahmen im Bereich Qualitäts-
management gemäß den Anforderungen der EU-Kommission, Einführung von Traces NT) drastisch
gestiegen sind;

1.4. derzeit zwei amtliche Tierärztinnen mit 1,77 Vollzeitäquivalenten (VZA) sowie eine Tiergesundheits-
aufseherin (0,5 VZA) und eine Tiergesundheitsaufseherin z. F. (Prüfung Juli 2023) das Aufgabenge-
biet Tierschutz/Tierseuchenüberwachung in der LHW sicherstellen. Zu ihrem Aufgabengebi6t gehört
die Übenarachung aller privalen und..gewerblichen Tierhaltungen, die Tierseuchentben,ractrung intl.
Krisenmanagement und Ubungen, Uberprülung und Genehmigung von Betrieben mit einer Erlaubnis
nach § '11 TierschG, Tierarzneimittelüberwachung, Sicherstellung und Beschlagnahme von Tieren;

1.5. die Nichtzusetzung der nachfolgend geforderten Stelle zur Folge haben würde, dass die Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter im Falle von Tierseuchenausbrüchen nicht mehr adäquat reagieren und unmitteF
bare Anordnungen im TaerschuE und in der Tierseuchenüberwachung basierend auf der Garanten-
st6llung nicht tretfen können.

2. Es wird beschlossen, dass

2.1. bei Dezemat ll/39 im Bereich TierschuElTierseuchenüberwachung (3902) zum Stellenplan
202412025 eine Vollzeitplanstelle für Tierärztinnen und Tierärzte mit Stellenwert E14 TVöD gescha!
fen wird. Die Planstello kann vorab des Beschlusses und der Genehmigung des Stellenplanes 2024
ab sofort unbefristet beseta werden. Die Personal- und Sachkosten i. H. v. 109.570 e werden Dezer-
nat ll/39 zum Haushaltsplan 202412025 zugeselzli
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2.2. Dezenal ll/39 beauftragt wird, die Eingruppierung durch Vorlage einer Stellenbeschreibung mit De-
zernat lV/ 15 abzustimmen;

2.3. im Rahmen der Regelung zur Steuerung der Personalkosten ab 2018 ff. das Personalkontingent (Ba-
siswert) des Stammpersonals von Dezernat ll/39 ab sofort um l VZAzu erhöhen ist.

D Begründung

Das Amt für Veterinärwesen und Verbraucherschutz nimmt Aufgaben der Leb€nsmiltelüberwachung,
Fleischhygiene, Tierseuchenbekämpfung und des Tierschutzes wahr. Lebensmittelskandale und Tierseu-
chenausbniche mit möglichen Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit (2. B. Geflügelpest, Afrika-
nische Schweinepest) gehören zum Aufgabengebiet.

Bei den Tätigkeiten im Bereich des Tierschutzes handelt es sich um Themengebiete, die extremer öffentli-
cher Aufmerksamkeit - sowohl seitens der Medien als auch der Bürgerinnen und Bürger - unterliegen
(2. B. illegaler Handel mit Welpen, Tiertransporte auf der Autobahn, Animal Hording, Verbringung von Tie-
ren aus dem Ausland ohne ausreichenden Tollwutschutz oder Vernachlässigung von Haustieren). Auch
Tierseuchenausbrüche mit möglichen Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit (2. B. Geflügelpest,
Tollwut, Q-Fieber) gehören zum Aufgabengebiel. Alle Aufgaben sind geseElich normiert.

Der Stellenplan im Amt frir Velerinän /esen und Verbraucherschutz weist derzeit in der Abteilung 3902 ei-
nen Stellenumfang von 1,77 VZA für Tieräzlinnen und Tierärzte aus sowie 1,5 VZA für Tiergesundheits-
aufseherinnen und Tiergesundheitsaufsehern. Der krankheitsbedingte Ausfall einer Vollzeilmitarbeiterin
konnte durch die befristete Einstellung eines amtlichen Tierarztes aufgefangen werden.

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Abteilung 3902 sind zuständig für die Einhaltung der Vorgaben
in den landwirtschaftlichen Betrieben, allen privaten Tierhaltung6n innerhalb der LHW, der Vorgaben aus
dem Tierseuchenrecht, die Bearbeitung von Anträgen einer Erlaubnis nach § 11 TlerschG sowie der Tier-
schutztransportverordnung und der Überwachung von Tierarzneimitteln.

Die Tierseuchenübemachung bindet zudem präventiv Personal in Form von Schufungen und Übungen
sowie der Ergreifung von Maßnahmen, wenn die Gefahr des Übergreifens einer Tiers€ucho besteht
(bspw. Afrikanische Schweinepest oder Geflügelpest). Für den Fall eines Ausbruchs einer Tierseuche
sind in Zusammenarbeit mit den Nachbarkreisen, den übergeordneten Behörden und den Tierhalterinnen
und Tierhaltern aufwendige Maßnahmen abzuarbeiten.

ln den letzten Jahren wird durch häufige Fälle von Tollwutquarantänen zusätzlich Personal gebunden;
ausgelöst durch illegale Händlerinnen und Händler oder unachtsame Urlauberinnen und Urlauber und ver-
stärkt durch den Ukraine-Krieg, da viele Flüchtlinge mit ihren Haustieren in die EU einreisen. Der Anstieg
der Arbeitsbelastung wird zudem verursacht durch:

1. den gesetzlichen Aufgabenzuwachs in nahezu jedem Arbeitsbereich des Amtes für Velerinärwe-
sen und Verbraucherschutz. Eine detaillierte Aufstellung hierzu wurde von allen hessischen Veteri-
närämtern für den Hessischen Städtetag und den Landkreistag erarbeitet.

2. lnkrafttrelen der Verordnung (EU) 2017/625 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15.
März 2017 über amtliche Konlrollen und andere amtliche Tätigkeiten zur Gewährleistung der An-
wendung des Lebens- und Futtermittelrechts und der Vorschriften über Tiergesundheit und Tier-
schuE, manzengesundheit und manzenschulzmittel.

3. Umstellung des Systems Traces auf Traces NT ORAde Control and Expert System New Technol-
ogy). ln diesem System müssen alle Sendungen von lebenden Tieren, Leb€nsmittel, tierischen Ne-
benproduKen erfasst werden. Dieses System bedeutet einen erheblichen Mehraufwand für die Ve-
terinärämter.

4. Zunahme der anfallenden Aufgaben (aufwendige Dokumentation für Gerichle, hohe Anzahl von
Beschuldigten, die anwalllich vertreten werden etc.).
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Zu 1.: Erhebung Städte- und Landkreistag

Der Hessischo Städte- sowie der Landkreistag haben bereits seit Dezember 2014 aufgrund der Mehrbe.
lastung der kreisfreien Städte und Landkreise in den Bereichen des Veterinärwesens und Verbraucher-
schutzes die Landesregierung aufgefordert, die seit mehreren Jahren fällige Erhöhung der Beträge, die
das Land den Kommunen zur Bewältigung der kommunalisierten Aufgaben im Veterinärboreich zahlt,
umzusetzen.

Durch lnkrafüreten der EU-Konlrollverordnung und umfangreichen delegierten Verordnungen haben sich
die rechtlichen Rahmenbedingungen im gesamten Veterinäöereich extrem verkompliziert. Auch die An-
forderungen an z. B. die berufliche Qualifikation durch Aus- und Fortbildung des beschäftigten Personals
hat enorm zugenommen.

Zu 3.: Das System Traces NT erfasst nunmehr neben den lebenden Tieren auch tierische und nichl-tieri-
sche Lebensmittel, tierische Nebenprodukte etc. Dieses Syslem ist extrem aufwendig und kompliziert in
der Handhabung und bindel sehr viel Arbeitskraft.

Zu 4.. Zunahme der Ookumentationspflichten

Jährlich worden eine Vielzahl von Verfahren mit der Nebenfolge der Einziehung von Tieren durchgeführt,
meist in Bußgeldverfahren. Dem Bereich Tierschutz/Tierseuchen obliegen dabei die Maßnahme vor Ort,
die schriftlicho Dokumentation mit Lichtbildmappen, die Erstellung eines ti€rärztlichen Gutachtens, die
Kommunikation mit den Tierheimen und Tierhalterinnen und Tierhaltern, die Absprache mit der VerwaF
tungsabteilung, welche die Buß- und Strafuerfahren bearbeitet sowie letztendlich die Aussage vor Ge-
richt.

Eine große Anzahl der Beschuldigten reizt, wenn auch meist ohne Erfolg, alle rechtlichen Schritte gegen
Beschlagnahmen, Notveräußerung€n, Einziehungen, Tierhaltungsverbote und Anordnungen nach dem
TierschuügeseE aus. ln diesen Verfahren werden immer höhere Anforderungen an tieräztliche Gutach-
ten gestellt, in denen die Schmerzen, Leiden und Schäden der Tiere detailliert aus tierärAlicher Sicht dar-
gestellt werden müssen und die sehr zeitaufwendig in der Erstellung sind.

Die Verfahren werden in der Regel erfolgreich abgeschlossen, binden aber Personal, was dazu führt,
dass ejner Vielzahl von Anzeigen nicht zeitnah nachgegangen werden kann.

Werden Verstöße gegen das Tierschutzgesetz festgestellt, muss die 8ehörde unmittelbar Anordnungen
treffen, um Abhilfe zu schaffen, sonst macht sie sich s€lbst strafbar (sogenannte Garantenstellung).

Ein Vergleich der Besetzung im Bereich Tierschutz/Tierseuchen anderer Veterinärämter mit ähnlichem
Aufgabenspektrum (Stand 05/2022) verdeutlicht den Personalmehrbedarf:

Stadt Einwohner Amtsüeräzte/amtliche
Tisrärzte

Tiergesundheltsaußeherfi n

CTGA)

Wiesbaden 278.m9 1VZ, 1TZ 1 YZ (2. F.), 1 Tz

Kassel 201.048 2VZ,1 TZ 1VZ

Fran kfurt 'tu.104 3VZ,712 (25-36 Srd) 1VZ

3VZ,2fZGießen 90.131 2 VZ, 3 TZ + 1 neue Stelle
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Mit dem Ende der Corona-Einschränkungen wird sich die Arbeitsbelastung vermutlich noch verstärken. Es
ist schon jetzt abzusehen, dass die Beendigung der großzügigen Homeotfice-Regelungen in vielen Haus-
halten dazu führen wird, dass angeschaffle Haustiere nicht mehr artgerecht versorgt werden können. Zu-
dem wurden überproporlional viele Haustiere während der Corona-Pandemie angeschafft, deren Haltung
vermehrt Probleme aufwirft.

Zur rechtskonformen und umfassenden Aufgabenerledigung ist daher die Schaffung einer weiteren Tier-
arztstelle notwendig. Dadurch soll gewährleistet werd€n, dass unabhängig von erwarteten Zuwächsen be-
reits bestehende Defizite in den Kontrollen aufgefangen werden und auf Tierseuchen adäquat reagiert
werden kann.

l. Auswirkungen der Sltsungsvorlage
(Angabefi zu Zielen, zielgruppen, Wrkungon/Messoröß€n. Ouanlilät, Orralität, Auswi*ungen im Konz6rn auf lftd€re B€r6ich6, Zoitplon. ErfolOs-
kontrolb)

I l. Ergänzende Erläutarungen
(Oomooransche Entwickluno, umsotzung Banieref;eiholt, Klimaachutzr<llm6-Anpassung, etc.)

I I l. Gepräfte Ahemathren
(Hior 8lnd dl6 Allernaüvon daaustell€n, rvelcha zw6r gep.üfr wurden, abor nirlt zum ZuOe kohmsn 3dl6n)

lV. Öffentlichkeitsaöeit I Bürgeöeteiligung
(Hior sinc, lnformatioflen 0b6r Büroerb€teillgung€n ln Projekten einzufügen)

Bestätigung der Dezernent*innen

Wiesbaden,/ . April 2023
in Vertretung

ende
berbürgermeisler
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